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Flüchtlinge in Europa Vor einem Jahr bekam die EU den Friedensnobelpreis.

Wie hält sie es heute mit denMenschenrechten?
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Nobelpreis für die EU

■ Heute vor einem Jahr erhielt die
Europäische Union die höchste Eh-
rung, die es gibt: den Friedensno-
belpreis. Ratspräsident Herman
Van Rompuy, Kommissionspräsi-
dent José Manuel Barroso und
Parlamentspräsident Martin
Schulz nahmen ihn in Oslo für die
EU entgegen.
■ Zur Begründung hatte das No-
belpreiskomitee erklärt, das
„wichtigste Ergebnis“ der EU sei
„der erfolgreiche Kampf für Frie-
den und Versöhnung und für De-
mokratie und Menschenrechte“.
■ Das Preisgeld von 930.000 Euro
stiftete die EU Kindern, die zu
Kriegsopfern geworden sind.
■ „Die EU muss den Friedensno-
belpreis als Verpflichtung für die
Zukunft verstehen“, forderte der
damalige Chef von Amnesty Inter-
national in Deutschland, Wolf-
gang Grenz. Auf dem Gebiet der
Menschenrechte sei für die EU
noch viel zu verbessern. Grenz:
„Insbesondere ihre Asyl- und
Flüchtlingspolitik ist eines Nobel-
preisträgers nicht würdig.“

„Die Zukunft Europas
liegt im mediterranen Raum“

taz: FrauLafi, SieundIhreKolle-
gen vom Zentrum Moderner
Orient haben einen offenen
Brief an Frau Merkel und meh-
rere EU-Politiker geschrieben.
Warum?
Nora Lafi: Auf dem Mittelmeer
sterben ununterbrochen Men-
schen, sterbenKinder. Das ist ein
Desaster für Europa. Das Meer,
das einst einen Kulturraum ver-
band, wird zu einem Friedhof.
Wirwollendasnichtmehr länger
hinnehmen.
Ihr Projekt heißt „Transmed“.
Worum geht es dabei?
Transmed wurde 2011 initiiert
von den Professoren Frank Hoff-
mann, GunterGebauer undMar-
kus Messling. Inzwischen sind
wir 13 Kultur- und Sozialwissen-
schaftler aus Europa, Nordafrika
unddemNahenOsten,dieallezu
Themen des Mittelmeerraums
forschen. Transmed war durch
die Revolutionen in den arabi-
schenLändern inspiriert –dieEr-
eignissedort, aberauchdieReak-
tionen vonseiten der EU haben
uns sehr beschäftigt. Ausgangs-
punkt unserer Initiative war das
Jubiläum des Deutsch-Französi-
schen Jugendwerkes (DFJW).
Das wurde jetzt 50 Jahre alt.
Das Jugendwerk ist eingroßerEr-
folg. Deutschland und Frank-
reich empfinden sich heute
nicht mehr als Feinde, in Europa
führen die Staaten keine Kriege
mehr gegeneinander. Aber
gleichzeitig werden neue Feind-
bilder aufgebaut, neue Mauern
gebaut: Europa führt Kriege in
Nordafrika, inLibyen, jetzt inMa-
li. Die „anderen“, vor denen man
sich fürchtet, sind heute die im
Süden. Die Erfahrungen des DF-
JW müssen genutzt werden, um
Fremdenfeindlichkeit und Vor-
urteile abzubauen – nur heute
über das Mittelmeer hinweg.
Wiewollen Sie das erreichen?
Etwa dadurch, dass das Erasmus-
Programmergänztwird:Das för-
dert sehr erfolgreich den Aus-
tausch von Studierenden inner-
halbEuropas.Aberesgibtderzeit
keine Programme, die dasselbe
in den Ländern des südlichen
Mittelmeeres ermöglichen – ob-
wohl es ein sehr großes Interesse
dafür gibt,was indenarabischen
Ländern geschieht. Deshalb for-
dern wir die Einrichtung eines
„Ibn Chaldun“-Programms für
den akademischen Austausch
rund um das Mittelmeer. Und
langfristig weitere Projekte: ein
Programm, das wie das DFJW
auch den Austausch von Schü-
lern und Lehrern und jungen Be-
rufstätigen fördert. Gemeinsa-
meMedienprojekte wie Arte, die
unabhängig und mehrsprachig
Kulturaustausch und Informati-
on über die Grenzen hinweg er-
möglichen.
Konservative Politiker würden
fragen: Kehren die Besucher
wieder nach Hause zurück?
Die wenigsten Menschen verlas-
sen freiwillig den Ort, den sie als
Heimat empfinden, wo ihre Fa-
milie ist, wenn nicht die Not sie

dazu zwingt. Aber junge Men-
schen um die 20 wollen reisen,
die Welt erkunden, das ist in
Nordafrika nicht anders als in
Europa. Aber anders als den jun-
gen Europäern verwehrtman ih-
nen das. Das schafft Ärger und
Frustration, und auf dieser Basis
kann man keine freundschaftli-
chen Beziehungen aufbauen.
Der Kulturaustausch innerhalb
Europas war politisch gewollt, er
war ineinpolitischesundökono-
misches Projekt eingebettet. Ge-
genüberdenarabischenLändern
gilt das Gegenteil: Europa schot-
tet sich immer mehr ab. Denn
diese Abschottung ist fatal, auch
für Europa. Über Jahrtausende
wardasMittelmeereinRaumdes
Austauschs und der Vermi-
schung von Menschen, Kulturen
und Ideen. Wir sind uns sicher:
Die Zukunft Europas liegt in die-
semmediterranen Raum.

INTERVIEW: JULIANE SCHUMACHER

MITTELMEER Orient-Expertin Lafi fordert mehr
Austausch zwischen Europa und demMaghreb

VON CHRISTIAN JAKOB

BERLIN taz | In drei langen Rei-
hen hatten Helfer sie aufgebaut:
290 Särge aus dunklem Holz,
darauf 290 rote Rosen mit lan-
gem Stiel, darin die 290 Opfer
des Schiffsunglücks vom3.Okto-
ber, zur Schau gestellt in einer
WellblechhalleamRandedesHa-
fens von Lampedusa.

„Ich werde diesen Anblick für
den Rest meines Lebens mit mir
herumtragen“, sagte die EU-In-
nenkommissarin Cecilia Malm-
ström später. „Das war das Bild
einer Union, die wir nicht wol-
len.“ GemeinsammitKommissi-
onspräsident José Barroso war
Malmström kurz nach der Kata-
strophe auf die Mittelmeerinsel
gereist. Obwohl in den letzten
Jahren Tausende Menschen auf
ähnliche Weise im Mittelmeer
gestorben waren, hatte dieses
Unglück ganz Europa aufge-
schreckt.

Die EU stand unter Zugzwang.
Stunden nach dem Fototermin
vor den Särgen kündigte Malm-
ström die Einsetzung einer Task
Force an. Die aus Vertretern der
EU-Mitgliedstaaten und der EU-
GrenzschutzbehördeFrontexbe-
stehende Eingreiftruppe sollte
Sofortmaßnahmen vorschlagen,
um künftige Katastrophen zu
verhindern.

Knapp ein Jahr nach der Ver-
leihung des Friedensnobelprei-
sesandieEU–unteranderemfür
ihren Einsatz für die Menschen-
rechte (siehe Kasten) – stellte
Malmström am vergangenen
Donnerstag die Empfehlungen
der „Post-LampedusaTaskForce“
vor: Das 85 Millionen Euro um-
fassende Frontex-Budget wird
um 30 Millionen Euro aufge-
stockt, um Italien bei der Grenz-
überwachung zu unterstützen.
Dabei hatte gerade Italien in der
Vergangenheit immer wieder
Flüchtlingsboote untergehen

lassen, obwohl es über deren Po-
sitiongenau informiertwar. Län-
der wie Bulgarien bekommen
20MillionenEuromehr,umihre
„Aufnahmekapazitäten zu ver-
bessern“.Dasbedeutet imFallder
südeuropäischen Länder oft: In-
ternierungslagerfürFlüchtlinge.
Schließlich gab Malmström be-
kannt, die Verhandlungen mit
Aserbaidschan und Tunesien zu
einer „Mobilitätspartnerschaft“
beendet zu haben.

System zur Abwehr

Damit schließt sich entlang der
EU-Grenzen (siehe Karte) eine
Kette von Nachbarstaaten, die
fast alle auf die eine oder andere
Weise in das System zur Abwehr
von Migranten integriert sind:
Gegen Geldzahlungen – und sel-
ten auch Erleichterungen bei der
Visavergabe–arbeitendiese Län-
der mit Frontex zusammen. Sie
schließen die Transitrouten
Richtung Europa oder nehmen
abgeschobene Flüchtlinge zu-
rück. So erspart sich die EU die
teure Rückführung in die Hei-
matländer. Was dann mit den
Menschen passiert, interessiert
Europa nichtmehr.

StattdessenwerdendieBefug-
nisse von Frontex erweitert: Am
Montag hat das EU-Parlament
über einen Vorschlag der Innen-
kommissarin abgestimmt, die
Überwachung der Seeaußen-
grenzen neu zu regeln. Frontex
soll künftig auch auf Hoher See,
außerhalb der europäischenTer-
ritorialgewässer, Flüchtlings-
bootestoppen,durchsuchenund
sogar zurückschleppen dürfen.
Gegen den Widerstand von Län-
dernwie Italien sollendieGrenz-
schützer allerdings in Zukunft
verpflichtet sein, grundsätzlich
Hilfe in Seenot zu leisten.

Dafür dürfen die Grenzschüt-
zer Flüchtlinge aufdemMeer zur
Umkehr zwingen – ohne dass sie
zuvor einen Asylantrag stellen

können. Praktiziert wurde das
bereits, künftig wird dieses Vor-
gehen vom EU-Recht gedeckt
sein. Das heißt dann: Frontex
entscheidet,wer inZukunftnoch
in Europa Asyl beantragen kann.
Die vorgesehene „Einzelfallprü-
fung“ dürfen die Grenzschützer
direktanBordvornehmen.Rück-
schiebungen in Folterstaaten
oder solche ohne eigenes Asyl-
system sind dabei verboten.

ObStaatenwie Libyen, dasMi-
granten entsetzlich behandelt,
als „Folterstaat“ gelten wird, ist
fraglich. Das Land wurde jeden-
falls als erster nordafrikanischer
Staat in das neue Grenzkontroll-
system Eurosur integriert.

„Das Jahr seit der Nobelpreis-
verleihung ist ein verlorenes
Jahr“, sagt die niederländische
Grünen-Parlamentarierin Tine-
ke Strik. „Wir sehen noch immer
dabei zu,wieMenschensterben.“
Die Professorin für Migrations-
recht ist Vizevorsitzende im Ko-
mitee fürMigration des Europäi-
schen Rates. In dessen Auftrag
hat sie untersucht, warum im
März 2011 die Nato und die EU
zwei Wochen lang dabei zugese-
henhatten,wie 61 subsaharische
Flüchtlinge 15 Tage auf dem
streng überwachten Mittelmeer
trieben. Am Ende waren 50 von
ihnen tot. „Niemand hat ihnen
geholfen,“ sagt Strik.

Sie gab eine ganze Reihe von
Empfehlungen aus. „Aber bis
heute hat sich nichts geändert.“
Länder wie Griechenland, Malta
und Italien trügendurchdasVer-
teilungssystem für Flüchtlinge
als Außengrenzen-Staaten noch
immer die Hauptlast. „Wenn es
dann um Seenotrettung geht,
schieben sie die Verantwortung
gegenseitig hin und her. Das tun
sie auch deshalb, weil sie wollen,
dass die Nord-Länder mehr Ver-
antwortung übernehmen. Aber
bei denen gibt es absolut keine
Bereitschaft, etwas zu ändern.“

Ein verlorenes Jahr
GRENZSCHUTZ Auf Hoher See stoppen, an Grenzen zurückschicken:
AmMontag hat die EU Frontexmehr Rechte eingeräumt

In der spanischen Enklave Ceuta überprüft ein Beamter der Guardia Civil den Grenzzaun nach Marokko. Der Zaun soll Afrikanern den Weg nach Europa versperren Foto: Nick Hannes/Reporters/laif
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Nora Lafi

■ Jahrgang 1965, ist Mitarbeiterin
des Zentrums

Moderner Orient
(ZMO) und
Dozentin an
der FU Berlin.

Foto: Archiv
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